Deutsdier Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2255 


Mttndlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

126. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Dienstag, dem 26. Mai 1964 

127. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 27. Mai 1964 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Roesch rung zur Hilfeleistung zugunsten der durch 

den Konkurs der American Military Insurence 
Company in Frankfurt (Main) geschädigten 
etwa 100 deutschen Angestellten, die bisher 
ohne Erfolg ihre Gehaltsforderungen geltend 
machten, obwohl beim Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungs- und Bausparwesen eine 
Kaution von 6 700 000 DM durch die ameri- 
kanische Gesellschaft hinterlegt ist? 

IL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 

Abgeordneter Was tut die Bundesregierung zur Beseitigung 
Dr. Mommer der Widerstände, auf die der Export deutscher 

Weine nach Frankreich stößt? 


IIL Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


III. 1. Abgeordneter Welche Gründe veranlaßte das Bundesvertei- 
Josten digungsministerium zur Herausgabe eines 

Kataloges, worin 161 Möglichkeiten aufgezählt 
sind, welche zur Personal-Bearbeitung gemel- 
det werden müssen? 


IIL 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß schon 
Josten heute die schriftlichen Arbeiten bei der Truppe 

Formen angenommen haben, die in keiner 
geregelten Arbeitszeit mehr erledigt werden 
können? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

IV. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Durdi- 
Lenze (Attendorn) führung der geplanten Gebührenerhöhungen 
für die Post den handvermittelten Fernspredi- 
verkehr von einer Erhöhung der Gebühren 
auszunehmen? 
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IV. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit erneut zu prü- 
Schmitt- fen, ob allen Fernsprechteilnehmern sämtliche 

Vockenhausen zur Zeit bestehenden Ortskennzahlen zur 
Kenntnis gebracht werden können, um die 
unterschiedliche finanzielle Belastung der 
Fernsprechteilnehmer in den verschiedenen 
Oberpostdirektionen zu beseitigen? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 
nung, daß in Anbetracht des Wortlautes der 
Vorschrift des § 81 Abs. 2 des Gesetzes für 
Jugendwohlfahrt die beabsichtigte Erhöhung 
des Familienzuschlages ohne Änderung dieser 
gesetzlichen Bestimmungen nicht erfolgen 
kann? 

VI. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

Zu welchem Ergebnis haben die von Herrn 
Staatsekretär im Bundesgesundheitsministeri- 
um, Bargatzky, in der Fragestunde vom 24. 
Januar 1964 mitgeteilten Verbindungen zu 
den Fernsehinstituten und Wochenschauen 
wegen der Vorführung von Aufklärungsfil- 
men über die Gefahren des Rauchens geführt? 

VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Deutschen Fernsehen NDR am 7. Mai 1964 in 
einer Sendung zum 775jährigen Gründungsju- 
biläum Hamburg mehrfach als „größte Stadt 
der Bundesrepublik'' bezeichnet wurde? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
mit solchen in Frage VII/1 erwähnten Aus- 
sagen dem Streben des Kommunismus, Berlin 
von der Bundesrepublik zu trennen und zur 
sogenannten Freien Stadt zu machen, Vor- 
schub geleistet wird? 

VII. 3. Abgeordneter Sind der Bundesregierung ähnliche wie die in 

Stingl Fragen VII/1, 2 genannten Darstellungen in 

Schriften, Werbeprospekten u. ä. offiziellen 
oder offiziösen Charakters bekannt? 

VIII. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

VIII. 1. Abgeordneter Aus welchem von zwei bisher bekanntgewor- 

Sänger denen und zueinander nicht passenden Grün- 

den hat die Bundesregierung der ursprünglich 
von der Kulturabteilung des Auswärtigen 
Amtes geförderten Vortragsreise des ham- 


VII. 2. Abgeordneter 

Stingl 


VII. 1. Abgeordneter 

Stingl 


Abgeordneter 

Folger 


Abgeordneter 

Seifriz 
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Bürger Historikers Prof. Dr. Fritz Fischer in 
die Vereinigten Staaten plötzlich ihre Unter- 
stützung versagt? 

VIII. 2. Abgeordneter Für welche andere als in Frage VIII/1 geschil- 
Sänger derte, vorher geförderte Vortragsreise sind 

ebenfalls plötzlich die Mittel gesperrt worden? 

VIII. 3. Abgeordneter Trifft die Behauptung zu, die von 12 inter- 
Sänger national bekannten Professoren amerikani- 

scher Universitäten öffentlich und in einem 
unmittelbaren Vorwurf für die Bundesregie- 
rung aufgestellt wurde, daß die Reise des 
Prof. Dr. Fischer u. a. deshalb plötzlich nicht 
mehr gefördert wurde, weil Fischer „einseitige 
Thesen zum Kriegsausbruch 1914 und zur 
Kriegszielfrage" vertreten haben soll? 

VIII. 4. Abgeordneter In welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
Kahn- Ackermann rung ihre Zusage hinsichtlich einer Beteiligung 
an den Kosten der Bergung der Tempel von 
Abu Simbel einzulösen? 

VIII. 5. Abgeordneter Welche Art von Hilfe hat die Bundesregierung 
Börner dem amerikanischen Verteidigungsminister 

McNamara bei seinem jüngsten Besuch in 
Bonn für Süd-Vietnam zugesagt? 

VIII. 6. Abgeordneter Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
Kahn- Ackermann regierung im Etat 1965 dafür Sorge zu tragen, 
daß die vom Herrn Bundeskanzler bei seinem 
Besuch in London eingegangenen Verpflich- 
tungen hinsichtlich einer Ausweitung der 
deutsch-englischen kulturellen Beziehungen 
erfüllt werden können? 


VIII. 7. Abgeordneter In welcher Weise wird im Bundeshaushalt 
Kahn- Ackermann 1965 dafür Sorge getragen, daß die eingelei- 
teten Maßnahmen des Auf- und Ausbaues der 
dem Kulturaustausch dienenden Einrichtungen 
fortgeführt werden können? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


IX. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen defini- 
Lenze (Attendorn) tiven Termin für die Beseitigung der Orts- 
klasse B anzugeben? 

IX. 2. Abgeordneter Welche Schritte hat der Herr Bundesinnen- 
Hammersen minister unternommen oder beabsichtigt er 

noch zu unternehmen, um eine gerechtere 
steuerrechtliche Behandlung der Beamtenpen- 
sionen und beamtenrechtlichen Hinterbliebe- 
nenbezüge zu erreichen? 
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IX. 3. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
Hammersen sehen Bundestag noch in der 4. Legislatur- 

periode eine 7. oder Schlußnovelle zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes vor- 
zulegen? 


Ist im Rahmen der Neuregelung der Alters- 
versorgung der Angestellten im öffentlichen 
Dienst auch die immer wieder in Aussicht 
genommene Regelung für diejenigen Ange- 
stellten, die in einem vorgerückten Lebens- 
alter in den öffentlichen Dienst getreten sind, 
vorgesehen? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


X. 1. Abgeordneter Wem gehörte das von Zech-Nenntwich benutz- 
Ritzel te Privatflugzeug, wer flog das Flugzeug in 

die Schweiz und wer flog es zurück in die 
Bundesrepublik? 


X, 2. Abgeordneter Wann wurde Interpol von der Flucht des 
Ritzel Zech-Nenntwich benachrichtigt? 

X. 3. Abgeordneter Wie war es möglich, daß der nach längerer 

Ritzel Untersuchungshaft zu vier Jahren Zuchthaus 

verurteilte Verbrecher Hans-Walter Zech- 
Nenntwich im Besitz eines Passes oder einer 
Kennkarte blieb, mit deren Hilfe er seine 
Flucht ins Ausland durchführen konnte? 


X. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
Riedel (Frankfurt) entwurf über die Beweiskraft von Mikrofilm- 
aufnahmen vorzulegen, um die Aufbewah- 
rungspflicht von Unterlagen für die steuer- 
rechtliche Betriebsprüfung zu verkürzen? 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, im 
Entwurf eines Gesetzes zum deutsch-italieni- 
schen Abkommen über den Schutz von Her- 
kunftsangaben — Drucksache IV/1925 — den 
Weinbau der württembergischen Stadt Nek- 
karsulm nicht mit aufzunehmen? 


X. 6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die im Änderungs- 
Folger gesetz vom 26. Februar 1959 festgelegten 

Pfändungsfreigrenzen noch für ausreichend, 
obwohl seitdem der Preisindex für die Lebens- 
haltung in Arbeitnehmerhaushalten um unge- 
fähr 15®/o gestiegen ist? 


X. 5. Abgeordneter 
Bazille 


IX. 4. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 
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XL Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

XI. 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
Reidimann daß der Stadt Donaueschingen eine Entschädi- 

gung von nur 40 Pf/qm für Bauerwartungsge- 
lände bezahlt werden sollte, welches für mili- 
tärische Zwecke benötigt wurde? 

XI. 2. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
Reichmann daß die beauftragte OFD Freiburg ein Enteig- 

nungsverfahren einleitete, weil aufgrund des 
in Frage XI/1 genannten Unterangebots eine 
angemessene Preisvereinbarung nicht zustan- 
de kam? 

XL 3. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
Reichmann daß die OFD Freiburg nach dem in Frage XI/2 

geschilderten Vorgehen einen Prozeß einlei- 
tet, weil die Enteignungsbehörde eine Ent- 
schädigung von 4,80 DM/qm festsetzte? 

XI. 4. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß sich der 

Jacobi (Köln) Herr Bundesfinanzminister in einem Schreiben 

an den Bundeswohnungsbauminister vom 28, 
April 1964 der Aufnahme eines Finanzierungs- 
teiles in das Städtebauförderungsgesetz wider- 
setzt hat? 

XL 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Geiger*) Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes die in 

der sozialen Krankenversicherung ehrenamt- 
lich tätigen Vorsitzenden der Vorstände der 
gesetzlichen Krankenkassen und ihrer Verbän- 
de mit den gesetzlichen Vertretern von Er- 
werbsgesellschaften verglichen und daher die 
an sie gezahlten Entschädigungen zur Lohn- 
steuer herangezogen werden? 

XL 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Entschädi- 
Geiger*) gungen an die Vorsitzenden der Vorstände 

der gesetzlichen Krankenkassen und ihrer 
Verbände sowie an die Stellvertreter dieser 
Vorsitzenden, die erheblich unter den steuer- 
frei belassenen Entschädigungen für ehrenamt- 
liche Gemeindevertreter liegen, durch eine ge- 
setzliche Regelung steuerfrei zu stellen? 

XI. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch die Ent- 
Geiger *) Schädigungen an die Vorsitzenden der Vertre- 

terversammlungen der gesetzlichen Kranken- 
kassen und ihrer Verbände und an die Stell- 
vertreter dieser Vorsitzenden sowie die Sit- 
zungsgelder für die anderen Mitglieder beider 
Organe (Vorstand und Vertreterversammlung) 
steuerfrei zu stellen? 


•j Fragesteller hat sich mit schrililicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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XI. 8. Abgeordneter Wie ist in der Bundesrepublik das Verhält- 
Dr. Gleissner nis zwischen den von den Kraftfahrzeugbenut- 
zern aufgebrachten spezifischen Steuern (Kfz- 
Steuer und Mineralölsteuer) einerseits und 
den Gesamtausgaben der öffentlichen Hand 
(Bund, Länder und Gemeinden) für die von 
dem Kraftfahrzeugverkehr verursachten Ko- 
sten andererseits? 


XI. 9. Abgeordneter Sind in den anderen westeuropäischen Län- 
Dr. Gleissner dem die Aufwendungen der öffentlichen 
Hand für das Straßenwesen, soweit diese auf 
einen vergleichbaren Nenner gebracht werden 
können, höher oder niedriger als in der Bun- 
desrepublik? 


XIL Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


XIL 1. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
Killat um die Rechtsunsicherheit zu beseitigen, die 

zwischen den Ärzten, den Ersatzkassen und 
ihren Mitgliedern dadurch eingetreten ist, daß 
man für über eine halbe Million freiwillig 
Weiterversicherte mit einem Monatseinkom- 
men über 1250 DM die Ausgabe von Kran- 
kenscheinen verweigert bzw. die ärztliche Be- 
handlung als Kassenpatient ablehnt, obwohl 
sie nach §§ 179 und 182 RVO einen un- 
beschränkten Rechtsanspruch auf Krankenhilfe 
einschließlich der ärztlichen Behandlung in 
Form von Naturalleistungen haben? 


XII. 2. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß Vertreter des 
Killat Bundesarbeitsministeriums früher gegenüber 

den Ersatzkassen den Rechtsstandpunkt durch- 
setzten, daß die Ersatzkassen entgegen der 
bis dahin geübten Praxis nicht berechtigt sind, 
freiwillig Weiterversicherten, die ärztliche Be- 
handlung als Privatpatienten in Anspruch nah- 
men, die Kosten in Form von Barleistungen 
zu erstatten? 


XII. 3. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei der beabsichtigten Novellierung der Ren- 
tengesetzgebung auch die dem Prinzip wider- 
sprechende Höchstrentenbestimmung abgeän- 
dert werden muß? 


XIL 4. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Glaubt die Bundesregierung, daß der § 11 
Abs. 2 der Verordnung zur Durchführung des 
§ 33 des Bundesversorgungsgesetzes der von 
der Bundesregierung besonders gewünschten 
Förderung des Sparwillens in der Bevölkerung 
entspricht? 
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XIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 


XIIL 1. Abgeordneter 
Hammersen 


XIIL 2. Abgeordnete 

Frau Herklotz 


XIIL 3. Abgeordneter 

Büttner 


XIIL 4. Abgeordneter 

Büttner 


XIIL 5. Abgeordneter 

Büttner 


Wann ist mit der Vorlage der vom Deutschen 
Bundestag in seiner 82. Sitzung am 27. Ju- 
ni 1963 gewünschten Übersicht über die Maß- 
nahmen der Länder und Kommunen zur Um- 
schichtung der Mieter im sozialen Wohnungs- 
bau zu rechnen? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß in einem Doppelhaus, das für Bundes- 
wehrangehörige errichtet wurde, eine Hälfte 
des Hauses mit Ölheizung und die Wohnun- 
gen der anderen Hälfte des Hauses mit 
Ofenheizung ausgestattet wurden? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Landes- 
regierung Nordrhein-Westfalen Einfluß zu 
nehmen, um eine Änderung in der Zuweisung 
von Landesmitteln für den Wohnungsbau her- 
beizuführen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Kreise Moers Bauwillige, die ein Baugrund- 
stück zur Verfügung haben, Landesmittel nicht 
erhalten können, weil diese Mittel benachbar- 
ten Großstädten zugeteilt werden, obwohl die- 
se keine Baugrundstücke haben? 

Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
mit einem sogenannten schwarzen Kreise wie 
Moers (Städte mit über 7Vo Wohnungsfehl- 
bestand) so wie in Frage XIII/4 geschildert 
verfahren wird? 


Bonn, den 21. Mai 1964 
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